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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für die Rechte der Frau und die Gleichstellung der Geschlechter ersucht den 

federführenden Haushaltsausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 

übernehmen: 

1. verweist darauf, dass nach Artikel 8 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 

Union die Förderung der Gleichstellung von Männern und Frauen eines der 

Grundprinzipien der Europäischen Union ist; wiederholt daher seine Forderung, den 

Gleichstellungsaspekt bei der Haushaltsplanung in Bezug auf alle politischen Strategien, 

Programme und Tätigkeiten der Europäischen Union und auf allen Ebenen des 

EU-Haushaltsverfahrens einzubeziehen; 

2. betont, dass für die in der Strategie der Kommission für die Gleichstellung von Frauen 

und Männern für die Jahre 2010–2015 dargelegten Maßnahmen angemessene 

Finanzmittel bereitzustellen sind; fordert den Rat und die Kommission auf, während der 

Laufzeit des neuen mehrjährigen Finanzrahmens, die 2014 beginnt, weiterhin eine 

angemessene Finanzierung dieser Maßnahmen sicherzustellen; betont, dass den 

vielfältigen Arten von Diskriminierung, zu deren Opfern unter anderem Migrantinnen, 

Minderheiten angehörende Frauen, Frauen mit Behinderungen, Lesben, ältere Frauen, 

gering qualifizierte Frauen, Frauen, die eine Haftstrafe verbüßt haben, und Frauen, die der 

Prostitution nachgehen, zählen, besondere Aufmerksamkeit gewidmet werden sollte; 

fordert, dass der Gleichstellungsaspekt bei der Haushaltsplanung auch für lokale, 

regionale, nationale, europäische und internationale Strategien berücksichtigt werden soll, 

um die Gleichstellung der Geschlechter wirksamer zu fördern; 

3. betont, dass es in Zeiten der Krise und der wirtschaftlichen Instabilität, wie wir sie derzeit 

erleben, notwendiger und dringlicher ist denn je, die Rechte und das soziale und 

wirtschaftliche Wohlergehen der Menschen entschlossen zu verteidigen, die von den 

Folgen der Krise ganz unmittelbar betroffen sind, insbesondere der Frauen; weist darauf 

hin, dass die Gleichstellung der Geschlechter nicht nur eine Frage der Gerechtigkeit ist, 

sondern nachgewiesenermaßen auch positive Auswirkungen auf die Wirtschaft hat; 

4. wiederholt seine an die Mitgliedstaaten gerichtete Forderung, in stärkerem Umfang auf 

die Strukturfonds, insbesondere auf den Europäischen Sozialfonds, zurückzugreifen, da 

dies eine Möglichkeit zur Förderung der Gleichstellung von Männern und Frauen in der 

Arbeitswelt darstellt, nicht nur durch die durchgängige Berücksichtigung der 

Gleichstellung von Frauen und Männern, sondern auch, indem Maßnahmen vorgesehen 

werden, deren Schwerpunkt direkt auf den Frauen liegt, die gefährdeten Personenkreisen 

angehören, wobei die Auswirkungen der Wirtschaftskrise gebührend zu berücksichtigen 

und die Schaffung von dauerhaften und hochqualifizierten Arbeitsplätzen gefördert 

werden muss und Investitionen in hochwertige öffentliche Dienste und in Pflege- und 

Betreuungseinrichtungen für Kinder und sonstige pflegebedürftige Personen vorzusehen 

sind; 

5. fordert eine umgehende Einigung zwischen dem Europäischen Rat und dem Europäischen 

Parlament betreffend den mehrjährigen Finanzrahmen, damit eine sichere und 

angemessene Finanzierung der vorstehend genannten Maßnahmen gewährleistet ist;  
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6. stellt fest, dass das Programm Daphne III, das bei der Bekämpfung von Gewalt gegen 

Frauen in der Europäischen Union eine entscheidende Rolle gespielt hat, am 31. 

Dezember 2013 ausläuft; stellt fest, dass es immer noch Gewalt gegen Frauen gibt und 

dringend Gegenmaßnahmen erforderlich sind; fordert die Kommission in diesem 

Zusammenhang mit Nachdruck auf, im Rahmen des Programms „Grundrechte und 

Unionsbürgerschaft“ ab 2014 ausreichend zweckgebundene Mittel für wirksame 

Maßnahmen für den Kampf gegen die Gewalt gegen Frauen zu bestimmen; 

7. weist darauf hin, dass in der Zwischenbewertung des Programms „Progress“ betont wird, 

dass stärkere Anstrengungen und neue Initiativen im Bereich Gleichstellung und 

Bekämpfung von Diskriminierung erforderlich sind, wobei diese Bereiche ab 2014 in das 

Programm „Rechte und Unionsbürgerschaft“ einbezogen werden, für das der Ausschuss 

daher ausreichende Mittel fordert; fordert zudem, dass das Programm der Europäischen 

Union für sozialen Wandel und soziale Innovation, in das das Programm „Progress“ ab 

2014 einbezogen wird, bei seinen Aktivitäten darauf abzielen muss, die Erwerbsquote von 

Frauen und die Arbeitsbedingungen zu verbessern sowie eine bessere Vereinbarkeit von 

Beruf und Privatleben zu fördern; 

8. fordert die Kommission nachdrücklich auf, bei der Gestaltung der entsprechenden 

Haushaltslinien besonderes Augenmerk auf die steigende Zahl von Frauen zu legen, die in 

Armut leben, von Armut bedroht sind oder unter sozialer Ausgrenzung leiden, 

insbesondere Frauen mit besonderen Bedürfnissen wie ältere Frauen, Frauen mit 

Behinderungen, Alleinerziehende, Minderheiten angehörende Frauen, Migrantinnen, 

Frauen, die Opfer geschlechterspezifischer Gewalt wurden, gering qualifizierte Frauen, 

Frauen, die eine Haftstrafe verbüßt haben, und Frauen, die der Prostitution nachgehen; 

9. betont, dass für die Erfüllung der Ziele und Aufgaben des Europäischen Instituts für 

Gleichstellungsfragen eine gesonderte einschlägige Stelle im institutionellen Rahmen der 

EU erforderlich ist, und fordert, dass das Institut weiterhin eine angemessene 

Mittelausstattung erhält, damit es über ausreichend Personal und das notwendige 

Fachwissen verfügt, um voll funktionsfähig zu sein und sein Hauptziel zu verfolgen, das 

in der Förderung der Gleichstellung der Geschlechter besteht, wie in der Verordnung (EG) 

Nr. 1922/20061 zur Errichtung des Instituts ausgeführt wird; 

10. fordert, da 2014 das letzte Jahr ist, in dem Fortschritte hin zur Verwirklichung der 

Millenniums-Entwicklungsziele (MEZ) erzielt werden können, dass die Kommission im 

Einklang mit der Internationalen Konferenz über Bevölkerung und Entwicklung 1994 in 

Kairo und der Weltfrauenkonferenz 1995 in Peking sowie den Ergebnissen der Prüfungen 

der MEZ jenen MEZ größere Aufmerksamkeit widmet, bei deren Umsetzung es den 

größten Rückstand gibt, was insbesondere für das MEZ 5 (Gesundheitsversorgung von 

Müttern) und das MEZ 5b (allgemeiner Zugang zu reproduktiver Gesundheit) gilt; 

11. hebt hervor, dass mehr Mittel für die Bekämpfung jeglicher Form der Diskriminierung 

von Frauen vorgesehen werden müssen; fordert insbesondere die Kommission auf, 

Finanzmittel für gezielte sektorale Forschung sowie Informations-, Sensibilisierungs- und 

Schulungsmaßnahmen im Bereich des geschlechtsspezifischen Lohngefälles und zum 

Kampf gegen Gewalt gegen Frauen bereitzustellen; 

                                                 
1 ABl. L 403 vom 30.12.2006, S. 9. 
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12. verweist darauf, dass Mädchen und Frauen, die in der Lage sind, frei über ihr Sexualleben 

und ihre Familienplanung – auch darüber, ob und wann sie Kinder bekommen wollen – zu 

bestimmen, die Möglichkeit haben, etwa eine Schule zu besuchen oder einer 

Beschäftigung nachzugehen, was zur Gleichstellung der Geschlechter, der Reduzierung 

von Armut sowie zu inklusiver und nachhaltiger Entwicklung beiträgt; fordert daher die 

EU auf, ihre Förderung eines hochwertigen, erschwinglichen, einwandfreien und 

einfachen Zugangs zu Fürsorge im Bereich der sexuellen und der reproduktiven 

Gesundheit fortzusetzen, etwa hinsichtlich freiwilliger Familienplanung, sicherer 

Abtreibung aus eigener Entscheidung, jugendgerechter Dienstleistungen und der 

Vorbeugung, Behandlung, Pflege und Unterstützung bei sexuell übertragbaren 

Krankheiten und HIV ; 

13. verweist darauf, dass laut Angaben der VN-Einrichtung für Gleichstellungsfragen jede 

dritte Frau im Laufe ihres Lebens Opfer von geschlechterspezifischer Gewalt wird; fordert 

die Kommission mit Nachdruck auf, weiterhin ihren Zusagen nachzukommen, im 

Einklang mit den Schlussfolgerungen zu Gewalt gegen Frauen, die auf der 57.Tagung der 

UN-Frauenrechtskommission im März 2013 in New York beschlossen wurden, alle gegen 

Frauen und Mädchen gerichteten geschlechterspezifischen Formen von Diskriminierung, 

Gewalt und schädlichen Praktiken, wie sexueller Missbrauch, weibliche 

Genitalverstümmelung/Beschneidung und frühe Zwangsverheiratung, zu beseitigen; stellt 

fest, dass hierzu die Unterstützung aller Maßnahmen zur Vorbeugung, Versorgung und 

Unterstützung für die Opfer und Überlebenden von Gewalt und schädlichen traditionellen 

Praktiken sowie der Einsatz gegen politische Maßnahmen, die zu geschlechterselektiven 

und unfreiwilligen Abtreibungen führen, und der Einsatz für eine Bestrafung der Täter 

zählen; 

14. ersucht die Kommission, in folgenden Bereichen Pilotprojekte einzuleiten: 

 Maßnahmen, mit denen der Austausch bewährter Praktiken gefördert und Frauen der 

Zugang zu qualifizierter Arbeitsplätze im Bereich der neuen Technologien, 

einschließlich der Informations- und Kommunikationstechnologie, erleichtert wird; 

 Analyse der Verbindung zwischen der sozialen Verantwortung von Unternehmen und 

der Bereitstellung von Dienstleistungen für die freiwillige Familienplanung, mit dem 

Ziel, ein europaweites Netzwerk einzurichten, das multinationale Konzerne und 

Organisationen der Zivilgesellschaft, die in Entwicklungsländern tätig sind, 

zusammenbringt; 

 Unterstützung der Datenerhebung und des Austausches bewährter Praktiken sowie der 

Kontaktpflege von Fachleuten und Frauenorganisationen, die sich gegen sexuelle 

Gewalt in Europa engagieren, um einen Überblick sowohl über die politischen 

Maßnahmen als auch über die Praxis im Kampf gegen sexuelle Gewalt zu gewinnen; 

15. begrüßt, dass der Dreiervorsitz zugestimmt hat, 2014 zum Europäischen Jahr für die 

Vereinbarkeit von Beruf und Familie auszurufen; fordert die Kommission, die 

entsprechenden Mittel für die diesbezüglich zu ergreifenden Maßnahmen zur Verfügung 

zu stellen; fordert den Rat in diesem Zusammenhang mit Nachdruck auf, zusammen mit 

dem Europäischen Parlament einen gemeinsamen Standpunkt zum Vorschlag für eine 
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Richtlinie über den Mutterschaftsurlaub zu erarbeiten; 

16. betont, dass es für die Vereinbarkeit von Beruf und Familie unerlässlich ist, weiterhin in 

hochwertige öffentliche Dienste zu investieren, die insbesondere sicherstellen, dass 

hochwertige und erschwingliche Betreuungsmöglichkeiten für Kinder, ältere Menschen 

und sonstige pflegebedürftige Personen bestehen, die auf die Arbeitszeiten im Rahmen 

einer Vollbeschäftigung abgestimmt sind; 

17. fordert die Kommission auf, eine angemessene Finanzierung von Maßnahmen zur 

Förderung der Gleichstellung der Geschlechter in Drittländern bereitzustellen, die auf die 

Ursachen für Armut abzielen, indem Chancen- und Einkommensgleichheit und die 

Autonomie aller mit einem deutlichen Fokus auf jungen Mädchen und Frauen gefördert 

werden, einschließlich freiwilliger Familienplanung sowie der Achtung und Förderung 

sexueller und reproduktiver Gesundheit und Rechte; betont die Notwendigkeit, von der 

EU finanzierte Maßnahmen für die Bekämpfung von Menschenhandel und 

geschlechterspezifischer Gewalt in Drittländern vorzusehen, und zwar insbesondere für 

die Bekämpfung der Genitalverstümmelung bei Frauen und für Programme zur Erhöhung 

der Teilhabe von Frauen an der Bildung, zur Bekämpfung von Analphabetismus unter 

Frauen, zur Förderung der Vertretung von Frauen auf allen Ebenen des 

Entscheidungsprozesses und zur Förderung des weiblichen Unternehmertums. 
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